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ÖiSdeskanzler Helmut Kohl: 

Neue Streitkräftestruktur 
bis Mitte des Jahrzehnts 
k&d Souveräne und vereinigte Deutsch- 
Bejt 

!llu^ künftig seinen angemessenen 
*Ur Eh aUCh mit militärischen Mitteln 
derh      *tun8 und, wenn nötig, zur Wie- 
in HA

er.s,tel|ung von Frieden und Stabilität 
M^

T Welt leisten." 
kan2|e 

S^n Porten hat der Parteivorsitzende, Bundes- 
Sicherh -lmut Kohl'aufder30. Konferenz für 
neUe ^ eitsPolitik am 6. Februar in München das 
ben, das 

8abenspektrum der Streitkräfte beschrie- 
bt! ist    

neben die traditionelle Schutzaufgabe getre- 

^ab • 
lUrjeru 

ei die eingeleitete Reduzierung und Umstruk- 
r^O.OQQ | ,   Bundeswehr auf einen Umfang von 
"iden n 

0|daten und der Aufbau unserer Streitkräfte 
'Or(je

Uen Bundesländern eine gewaltige Heraus- 
neüen c.8'.dle bis Mitte dieses Jahrzehnts zu einer 

'idi 

en st"'." "'» iviuie dieses janrzenni« 
,.      reitkräftestruktur führen werde. 

rt   
leseir,7 — ——.«- 

• n Bünd     sammenhang hat der Bundeskanzler 
letztzu Un^SVerteidigungsminister beauftragt, schon 
"ln8eschl     Sucnen'wie wir unter Beibehaltung des 
^nisf-fu-611611 Kurses bis zu diesem Zeitpunkt eine 
»teu».  'aniee pin^.,i u i J ••. 

k'.n^eschl       Uchen, wie wir unter Beibehaltung des 

^nisfäh enen.Kurses bis zu diesem Zeitpunkt ein 

Lleie Bund X^e, emsatzbereite und modern ausgerü- 
, nr>en    eswenr erhalten und weiterentwickeln 

r nperson 11: DieS sch,ießt eine Prüfung des künfti- 
ar'schen "el'en Umfangs unserer Streitkräfte im mili- 

nd lm zivilen Bereich ein. • 
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Senkung der Leitzinsen 

Ein ermutigendes Zeichen für die 
Stärkung der Wachstumskräfte 
Zur Entscheidung der Deutschen Bun- 
desbank, die Leitzinsen zu senken, und 
zum Tarifkompromiß im öffentlichen 
Dienst erklärte Generalsekretär Peter 
Hintze: 

Die Tarifvereinbarung für den öffentli- 
chen Dienst setzt ein richtiges Zeichen. 
Sie ermöglicht einen weitgehenden Infla- 
tionsausgleich für die Beschäftigten und 
schützt zugleich die öffentlichen Haus- 
halte vor Überforderung. Gleichzeitig ist 
die Senkung der Leitzinsen ein ermuti- 
gendes Zeichen für die Stärkung der 
Wachstumskräfte in Deutschland. Die 
CDU erwartet von Sparkassen und Ban- 
ken, daß sie die erneute Senkung der 
Leitzinsen an die Kreditkunden weiterge- 
ben. 
Die CDU begrüßt, daß der Solidarpakt 
mit dem Tarifabschluß und den Entschei- 
dungen der Bundesbank weiter an Kon- 
turen gewinnt. Dies bestätigt den von der 
CDU eingeschlagenen Kurs, ein Gesamt- 
konzept unter Einbeziehung aller wirt- 
schaftspolitisch Verantwortlichen zu erar- 
beiten und umzusetzen. 

Nachdem die Bundesregierung ihr detail- 

Gute Nachricht 
Von der Leitzinssenkung ist aktuell 
zweierlei zu erwarten: Zum ersten 
nimmt sie viel Dampf aus dem Hexen- 
kessel des Europäischen Währungssy- 
stems. Spekulanten, die sich bisher 
immer fest auf den hohen deutschen 
Zins verlassen konnten, laufen nun ein 
höheres Risiko. 

liertes Konzept vorgelegt hat, die erst 
Weichen in der Tarifpolitik richtig 
gestellt worden sind, die Wirtschaftv 

stärkt investieren wird und die Bun de   . 
bank für Zinssenkungsspielräume ges 

hat, ist es nun an der Zeit, daß die Sr 
ihren Beitrag zum Solidarpakt nicht 
ger verweigert. 

Es ist bereits heute so, daß die Sozia' 
mokraten wieder einmal die letzten > ^ 
Lande sind, die begreifen, worum es« 

Insbesondere erwarte ich von der Sr 

daß sie sich angesichts der gewaltige'   n. 
Zukunftsaufgaben nicht länger den * «. 
nahmen zur Verbesserung der wirtsc 
liehen Rahmenbedingungen verschl' 
Die von der SPD angedrohte Ablehn 
des Standortsicherungsgesetzes ist a   -Q. 
sichts des sich verschärfenden inter11 jjj 
nalen Wettbewerbs, aber auch der ^e 

weiten konjunkturellen Abwärtsbe^ 
gung ein Angriff auf Stabilität und 
Arbeitsplätze in unserem Land. Icn 

dere die SPD und ihren Vorsitzende11  „ 
daher auf, endlich in den eigenen H    ., 
Klarheit über einen eigenen Beitrag 
Solidarpakt zu schaffen. 

Zum zweiten sollen billigere Zinsen 
deutsche Konjunktur wieder aufira,^ 
bringen. Unternehmer investieren in 
Hoffnung auf Gewinne, und Verbrat 
eher konsumieren bei guten Verdien 
aussiehten. Dieses Vertrauen in eine 
Zukunft mit Chancen, zumindest av 
ohne Krise, ist gestärkt worden. 

Kölnische Rundsc!»*1 

J 
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^derates Konsolidierungsprogramm 

Öer Fahrplan bleibt gültig 
getr**'schen Bund und Ländern 
ehe üh      ^ere'nDarung» die Gesprä- 
rUn  

ber das Föderale Konsolidie- 
re Pj?8ramm 'n einer Klausurta- 
^ S i-'tte März fortzufunren> haben 
gebra ^ arPakt ein gutes Stück voran- 

D'eLänH te^tn      er akzeptieren die Grundarchi- 
gra^    es Spar- und Konsolidierungspro- 
deso s' ^in Aufweichen und Zerlegen 
Das J:SarT>tpakets wird es nicht geben. 
Schaftr Regierung, eine für die wirt- 
S° ent 1Ck e Entwicklun8 in Deutschland 
aus ej

Sche'dende Weichenstellung nur 
durc^nem Guß durchzuführen, hat sich 
jet2t n?esetzt. Einer Mitarbeit kann sich 
Dje   

lemand mehr verweigern. 
^e'ne y6 ^ermmvereinbarung bedeutet 
regieru

erta8ung. Im Gegenteil: Bundes- 
len an h8 Und K°aHtionsfraktionen hal- 
Konso|

1Jlreni Fahrplan fest, über das 
'ti ^u     lerungsprogramm Anfang März 
dann u  Kabinett zu beschließen, um 
^eratu 

Verzugüch die parlamentarischen 
Wir w 

aufzunehmen. 
uHs nichf11 ^e'ne Verzögerung und lassen 
gesPräch lUsbremsen- wir bleiben dabei 
^iß am       reit- Wir wollen den Kompro- 
^är2.K,rUnden Tisch. Was uns in der 
bleibt Un

aUsur an Vereinbarungen gelingt, 
taktiSc,  s "n Vermittlungsausschuß als 
^ndecp.S Spie,chen der SPD-geführten 
JüwnderersPart- 
GeschäftUft8erS' Erster Parlamentarischer 
la8sfrakt   

uhrer der CDU/CSU-Bundes- 
Jchts hi        Unser Fahrplan schiebt 
Jeit, ihre

npUS- er gibt aber den Ländern 
torik r°s,tionen zu überdenken und 

6rsetzen       Ch konkretes Handeln zu 

• In der SPD muß endlich das interne 
Hickhack aufhören. Was sich hier 
abspielt, hat mit einem Ringen um die 
Sache nichts zu tun. Da kochen Minister- 
präsidenten ihr Süppchen und versuchen, 
einander auszubooten. Da schießen 
Wortmeldungen wie Kraut und Rüben. 
Kaum hat man mit der Bundesregierung 
zusammengesessen und eine neue 
Gesprächsrunde vereinbart, da wird auch 
schon wieder nachgelegt und mit neuen 
Bedingungen hantiert. Diese Konfusion 
muß ein Ende haben und einer klaren 
Verhandlungsposition weichen. 
• Vor allem aber sind die Länder gefor- 
dert, die durch ihren bisherigen Verwei- 
gerungskurs aufgerissene Verantwor- 
tungslücke zu schließen. Ihrer Verantwor- 
tung sind die Länder bislang nicht 
gerecht geworden. Tatsache ist, daß in 
den alten Bundesländern die Steigerungs- 
raten der Haushalte nach wie vor üppig 
sind. Tatsache ist auch, daß die von den 
Ländern behauptete finanzielle Schief- 
lage im Föderalen Konsolidierungspro- 
gramm zu ihren Lasten nicht existiert. 
Nach wie vor schultert der Bund die 
größten Brocken. 
Unter Einschluß unserer Konsolidie- 
rungsvorschläge wird die Neuverschul- 
dung an den jeweiligen Ausgaben 1995 
beim Bund 11,4 Prozent, bei den west- 
deutschen Ländern und Gemeinden aber 
nur 6,3 Prozent und bei den ostdeutschen 
Ländern und Gemeinden 7,6 Prozent 
betragen. 
Von den Bundesländern war bisher nur 
zu hören, was alles nicht geht. Die Län- 
der müssen endlich sagen, was geht, vor 
allem auf der Ausgabenseite. Denn Spa- 
ren bleibt die wichtigste Priorität. • 
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Zwischenbericht zur Offensive geg«* 
Gewalt und Fremdenfeindlichkeit 
Die Bundesregierung will ungeachtet 
polizeilicher und prozessualer Mög- 
lichkeiten ihre Offensive gegen Gewalt 
und Fremdenfeindlichkeit durch Auf- 
klärung fortsetzen. 

Kanzleramtsminister Friedrich Bohl prä- 
sentierte dem Kabinett am 3. Februar in 
Bonn einen Zwischenbericht von vier 
Arbeitsgruppen, in denen Maßnahmen 
der Regierung zusammengefaßt werden. 
Die Experten aus vier Ministerien 
(Frauen und Jugend, Arbeit, Innen und 
Justiz) kommen bei ihrer Analyse zu dem 
Ergebnis, daß der Radikalisierung nicht 
allein mit kurzfristigen Erziehungspro- 
grammen oder von der Jugendpolitik und 
Jugendhilfe begegnet werden kann. Die 
Lebensbedingungen und Perspektiven für 
junge Menschen seien zu verbessern. 
Die Regierung macht darauf aufmerk- 
sam, daß auch die Massenmedien durch 
Fälle von Gewaltdarstellungen oder 
durch den Grad der Aufmerksamkeit, 
den sie gewalttätigen Gruppierungen 
schenken, Mitverantwortung tragen. 
Die entsprechenden Stellen der Regie- 
rung entwickeln gegenwärtig eine Öffent- 
lichkeitskampagne, in der exemplarische 
Fälle gutnachbarlichen Zusammenlebens 

deutscher und ausländischer FamiHe° 
aufgezeigt sind. 
Für die Schulen werden in der Bund-^ 
der-Kommission Konzepte entwickelt» 
wie Lehrer mit ihren Schülern friedUc 

Konfliktbewältigung einüben und Vef* 
ständnis für andere Kulturen wecken 
können. Dabei geht es um den aktiven 
Einsatz von Toleranz und Demokratie- 

Vorbeugung verbessern     ^y 

Die Integrationsförderung ist nach M 
nung der Regierung ein wichtiges InS «e- 
ment zur Verbesserung des Zusamme 

bens und zur Vorbeugung gegen &e 

Dabei geht es vor allem um die Integ 
tion ausländischer Frauen, die Verbe 
rung der Deutschkenntnisse von aus! 
dischen Mitbürgern und Sozialberatü 

Trotz allem will die Regierung alle pr 

ventiven und repressiven Maßnahm 
der Polizei verstärken und verbessern- 

Die Analyse kommt zu dem Schluß» , 
eine zentrale Steuerung fremdenfein   . 
eher Gewalttaten bisher nicht festzus 
len ist. Erinnert wird daran, daß ^r^Bl,iT 
rechtsgerichtete Organisationen auf    .^ 
desebene und eine auf Länderebene 
dersachsen) verboten wurden. 

Saar-Haushalt zum fünften Mal verfassungswidrig __ 
Die finanzielle Lage des hochverschuldeten Saarlandes hat sich trotz Sparbern 
hungen der Landesregierung und Hilfen des Bundes weiter verschlechtert. & 
diesem Ergebnis kommt der Landesrechnungshof in seinem Jahresbericht W 
Darin heißt es, selbst die SPD-Regierung von Ministerpräsident Lafontaine ^ 
könne „die Unterdeckung der laufenden Ausgaben nur noch als Verfassung 
rig bezeichnen". Die Saar-Haushalte 1988 bis 1991 hatte der Rechnungshof 
bereits viermal hintereinander als verfassungswidrig bezeichnet. 
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^gneralsekretär Peter Hintze: 

pegen Gewalt und Menschenverachtung 
10 rechten Songs und Magazinen 
Cftli     ^ ^er ^orstellung der neuen 

•Dokumentation „Rechts-Rock 
ta*j ^'n-Magazine — eine Dokumen- 
3ch?n geSen Gewalt und Menschenver- 
Gen    8" am 5- Februar erklärte 

neralsekretär Peter Hintze: 
I993 
Kec, muß das Jahr der Überwindung des 
de    *Sextremismus in Deutschland wer- 
sein'       1992 m't über 2.000 Gewalttaten 
AüS 

Wahres Gesicht gezeigt hat. Diese 
P0|- lnar)dersetzung dürfen wir nicht nur 
v°n ri ' Utl(^ ^ust'z überlassen, sie muß 
Werd er ganzen Öffentlichkeit getragen 
sin(j, !*• Zivilcourage und Wachsamkeit 
CQI, 'ervon jedem Bürger gefordert; die 
Unte !jat deshalb ihre neue Wandzeitung 
*uSarn     Thema gestellt: Wir stehen 

mmen gegen Haß und Gewalt. 
Mit ^ 
im Ve

er "RePublikaner-Studie" haben wir 

schenlan8enen Janr den ParteiP0,it'- 
atiaiv -m der rechtsradikalen Szene 
letKjp ^' ^'* unserer heute vorzustel- 
den off   °kumentation beleuchten wir 
dikale   o 8ewalttätigen Teil der rechtsra- 

ln 
Szene. 

nden 1 
der br !etzten Monaten hat sich — von 
n°^tn Uen Öffentlichkeit kaum wahrge- 
tUrau en "~~ ejne unappetitliche Subkul- 
niiSljs

S^eDreitet, in der durch rechtsextre- 
''ctlend    Skinnead-Bands gewaltverherr- 
breitP. e Und rassistische Texte offen ver- 

tet Werden. 

Gerade das Ergebnis der in dieser Woche 
in vielen Bundesländern gleichzeitig 
durchgeführten Großrazzia in der Skin- 
head-Szene hat gezeigt, welchen erschrek- 
kenden Umfang die Verbreitung von 
menschenverachtenden Songs und Schrif- 
ten gefunden hat. 

Es besteht die große Gefahr, daß über 
Liedtexte und Magazine, die bei Jugend- 
lichen großen Anklang finden, national- 

ly wollen uns gemeinsam 
dafür einsetzen, daß gewissen- 
lose Geschäftemacher das gei- 
stige Klima in Deutschland 
nicht weiter vergiften können. 

sozialistisches und vor allem ausländer- 
feindliches Gedankengut verbreitet wird. 
Es reicht nicht aus, wenn staatliche 
Organe wie die Staatsanwaltschaften, der 
Verfassungsschutz oder die Bundesprüf- 
stelle verstärkt gegen derartige Entwick- 
lungen vorgehen. 

Von besonderer Bedeutung erscheint mir 
insbesondere die Information einer brei- 
ten Öffentlichkeit, die vielfach über das 
wahre Ausmaß und die wirkliche Gefahr, 
die insbesondere unseren Jugendlichen 
droht, nicht im Bilde ist. • 

in der nXemplare dieser Dokumentation können, soweit der Vorrat reicht, 
Hau. ?PU-Bundesgeschäftsstelle bezogen werden: Konrad-Adenauer- 

5300 Bonn 1, Telefon (0228) 544-477. 
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Asyl-Lösung darf nicht durch 
Junktim konterkariert werden 

Zu den Äußerungen des hessischen 
Ministerpräsidenten Hans Eichel 
hinsichtlich eines angeblichen 
Junktims zwischen der Verabschie- 
dung des Asyl-Kompromisses und 
den laufenden Gesprächen mit 
Polen und der tschechischen Repu- 
blik erklärte Generalsekretär Peter 
Hintze: 

Angesichts weiter steigender neuer 
Asylbewerberzahlen brauchen wir 
dringend die zügige Umsetzung des 
erreichten Asyl-Kompromisses. 

Immer neue Bremsklötze 

Während Innenminister Seiters alle 
dafür notwendigen Maßnahmen ein- 
geleitet hat, stellt der hessische Mini- 
sterpräsident Eichel immer neue 
Bremsklötze auf. Unsere innerstaatli- 
che Gesetzgebung möchte Herr Eichel 

Daher legt die CDU nunmehr ihre Studie 
„Rechts-Rock und Skin-Magazine — 
Eine Dokumentation gegen Gewalt und 
Menschenverachtung" vor, die in den 
nächsten Tagen allen Parteigliederungen 
zugeht. Wir wollen uns gemeinsam mit 
Eltern, Pädagogen, Kirchen und Jugend- 
verbänden, den Jugendämtern und den 
Mitgliedern von Jugendhilfe-Ausschüs- 
sen sowie allen, denen der Schutz der 
Jugend vor neonazistischer und gewalt- 
verherrlichender Infiltration ein Anliegen 
ist, dafür einsetzen, daß gewissenlose 
Geschäftemacher und extremistische Rat- 
tenfänger das geistige Klima in Deutsch- 
land nicht weiter vergiften können. 

von der vorherigen Zustimmung durch 
Polen und der tschechischen Republik 
abhängig machen. 

Kuschen vor den Linken    . 

Das erschwert nicht nur die zwischen- 
staatlichen Verhandlungen, das blok- 
kiert auch die dringend notwendige 
Umsetzung der Asylrechtsänderungen- 

Daß Ministerpräsident Eichel gerade 
zum Zeitpunkt des hessischen Kom- 
munalwahlkampfes derart an den 
Menschen in Deutschland vorbei han- 
delt, kann nur auf totale Realitätsresi- 
stenz oder auf ein Kuschen vor linken 
Ideologen, die in der hessischen SP" 
das Sagen haben, zurückgeführt wer- 
den. 
Die Asyl-Lösung darf jedenfalls nicht 
durch die Behauptung eines solchen 
Junktims auf die lange Bank gescho- 
ben werden. 

Bei der Erstellung der Studie haben *" 
auf die Recherchen von Roland S^^ef 
zurückgreifen können, der im Bereich 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion diesC1 

Themenbereich bearbeitet. 

Die üble Saat erkennen 
Mit unserer Dokumentation wollen   ^ 
auch erreichen, daß junge Menschen-   „ 
oft mehr von der Lust an der Provoka ( 

als von den rechtsextremistischen In 
ten derartiger Stücke angezogen wer ^ 
erkennen können, welch üble Saat m 
sen aggressiven Songs und Magazine    ^ 
gesät wird. 
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ysylbewerberzahlen 
Januar 1993 
aJL?"ndesamt für die Anerkennung 
Mon    lscher Flüchtlinge hat im 
b*r cv Januar 19^3 36279 Asylbewer- 
Haun*Jrn,onat: 31638> registriert. 

"Ptnerkunftsländersind: 

eCaniCn: 7 82° (Vormonat: 6359) 
Buifr" ^"goslaw.: 6563 (Vormonat: 5 766) 

Ha*. 

:,"">•• 

>m< 

4733 (Vormonat: 4407) 
2 194 (Vormonat: 2370) 
1784 (Vormonat: 1204) 
1758 (Vormonat: 1338) 
1588 (Vormonat: 1052) 

951 (Vormonat:   456) 
635 (Vormonat:   612) 
606 (Vormonat:   412) 

sten A'u°er Dezember 1992 sind die neue- 
st;  Sylzahlen damit um 14,7 Prozent 

t* 

le8en. 

^r\\xlf ,e,ch zum Vorjahresmonat 
he<teii»L    92: 3' °2 • Asylbewerber) 
*ent. B ! d!es eine Steigerung um 17 Pro- 
auffälli! d,esem Vergleich ist besonders 
U|>d guf der Anstieg bei den Rumänen 
wn8 de8Aren Und der deutncne Rück- 8en Ju«/ . Bewerber aus dem ehemali- 

u8oslawien. 

>ri992- 
N"en. >rie„ 3 077 (+154 Prozent) 
Vj„ 1151 ( + 311 Prozent) 
V0rz 80s,aw-: 12573   (-48 Prozent) 

nSylbe\VehKben ist auch der Anstie8 der 

19  Uar 199? aUS dCr ehem' SowJetunion y2 jn      *• 630; 
Aufdies   amt:   ,0833)- 
t?tr,elen -aaten °st" und Südosteuropas 
D*S sind so Januar 21 628 Asylbewerber. 
Jr Ante;i l6 Pr°zent aller Asylbewerber. 
*   der A   IU 

Eur°Paer an der Gesamt- 
1 ^^i ewerber betrug 65,7 Pro- 

zs Personen). 

Aus dem ehemaligen Jugoslawien kamen 
im Januar insgesamt 6563 Asylbewerber, 
und zwar 89 aus Kroatien, 5 aus Slowe- 
nien und 1 340 aus Bosnien-Herzegowina 
sowie 5 129 (= 78,2 Prozent) aus den 
übrigen Landesteilen. 
Im Monat Januar hat das Bundesamt 
über die Anträge von 27 579 Personen 
entschieden. Dies bedeutet eine neue 
Höchstzahl von Entscheidungen des Bun- 
desamtes in einem Monat. 
Anerkannt wurden 676 Personen (2,4 Pro- 
zent), abgelehnt 18969 (68,8 Prozent), 
sonstwie erledigt wurden die Anträge von 
7934 Personen (28,8 Prozent). 

Keine Trendumkehr 
Hierzu erklärte Bundesinnenminister 
Rudolf Seiters: Bislang ist eine Trendum- 
kehr nicht feststellbar. Die jüngsten Zah- 
len unterstreichen erneut die Notwendig- 
keit, die Asylgesetze im Deutschen Bun- 
destag zügig zu beraten und zu verab- 
schieden. Die Gesetzentwürfe dürfen 
nicht verwässert werden, sondern müssen 
dem Ausmaß der Asylentwicklung 
gerecht werden. Das gilt auch für die 
Listen der Drittstaaten und der verfol- 
gungsfreien Herkunftsländer unter dem 
Aspekt der Zuwanderungszahlen und der 
Anerkennungsquoten. 

Personalien 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat wichtige Sprecherfunktionen ihrer 
Arbeitsgruppen neu vergeben. Rainer 
Haungs wurde neuer wirtschaftspoliti- 
scher Sprecher, für Finanzen ist jetzt 
Hansgeorg Hauser zuständig. Den 
Vorsitz der Arbeitsgruppe Haushalt 
erhielt Adolf Roth, und erstmals 
bestellte die Fraktion mit Paul Krüger 
einen treuhandpolitischen Sprecher. 
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Kabinett beschließt Novelle 
zum Abwasserabgabengesetz 
Das Bundeskabinett hat am 3. Februar 
die Stellungnahme zu dem Gesetzent- 
wurf des Bundesrates vom 6. Novem- 
ber 1992 zur Änderung des Abwasser- 
abgabengesetzes beschlossen. In dem 
von Bundesumweltminister Klaus Töp- 
fer vorgelegten Konzept sind weiterge- 
hende Novellierungsvorschläge enthal- 
ten, die zusätzliche Anreize und Spiel- 
räume für die dringend notwendigen 
Investitionen im Abwasserbereich 
schaffen sollen. 

Der Bundesrat möchte die Möglichkeiten 
zur Verrechnung der Abwasserabgabe um 
bestimmte Kanalbaumaßnahmen erwei- 
tern. Damit soll insbesondere den 
Gemeinden geholfen werden, die vorhan- 
denen Mittel nach den jeweils aktuellen 
Prioritäten in der Abwasserentsorgung 
einzusetzen. 
Bundesumweltminister Töpfer hält die- 
sen Novellierungsansatz für zu eng. Das 
Instrument der Abwasserabgabe sollte 
seiner Ansicht nach umfassender den aus 
heutiger Sicht im Abwasserbereich vor- 
rangig zu bestehenden Herausforderun- 
gen angepaßt werden. Nicht nur die 
Gemeinden bedürfen zur Bewältigung 
ihrer umfangreichen Sanierungsaufgaben 
verstärkter Hilfestellung. 

Auch die Wirtschaft benötigt, wie die 
aktuellen Diskussionen um den Wirt- 
schaftsstandort Deutschland deutlich 
machen, Regelungen, die unternehmeri- 
sche Investitionen noch stärker als bisher 
honorieren. 

Darüber hinaus gilt es vor allem, die 
Schwerpunkte unserer Anstrengungen im 
Gewässerschutz auf die neuen Bundes- 
länder zu konzentrieren, wo der Sanie- 

rungsbedarf und damit auch die dutf 
entsprechende Investitionen erreich 
Umweltentlastung am größten ist. 
Die Bundesregierung hat deshalb am 
3. Februar auf Vorschlag Töpfers ein ^ 
Novellierungskonzept verabschiede. 
auch und gerade solidarische Hilfe 
die neuen Länder praktizieren m]l

fck 
ses Konzept besteht aus folgenden & 
punkten: • 
• Die Regelungen über den pro Sch^e(i 
einheit zu zahlenden Abgabesatz we 

korrigiert und vereinfacht: 
• Der seit Anfang dieses Jahres gö ' $ 

-Abgabesatz von 60 DM wird nU'   fk 
einmal erhöht, und zwar auf 70 W 
ab 1997. „ 

• Die komplizierte Regelung über 
gestaffelten Abgabesatz entfällt, 

Klaus Töpfer: Mit diesem 
Konzept stellen wir die w 
chen für die Abwasseren^ 
gung der nächsten Jahre 

Ermäßigung beträgt einheitlich   ^. 
zent bis 1998 und 50 Prozent aD   ^ 

• Die 20prozentige-Minderungsra^. 
Voraussetzung für die Verrechnung ^ 
higkeit von Investitionen in Abwa ^ 
handlungsmaßnahmen wird nicht ^ 
auf das Gesamtabwasser, sondern 
den zu behandelnden Abwassers* r 
bezogen. Damit honoriert der Ge 
ber bereits kleinere, umweltpoht"i   y 
besonders begrüßenswerte Invest    - 
in innerbetriebliche Vermeidungs 
nahmen. .u $ 
• Die Bundesregierung schließt si 

i 
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schi     atz °*er vom Bundesrat vorge- 
nu 

agenen Erweiterung der Verrech- 
baü-8smö8l>chkeit um bestimmte Kanal- 
^ Investitionen an, hält hier aber eine 

nstung bis zum Jahr 2000 für notwen- 
v0[j p.m die Abwasserabgabe dann wieder 
sic-n Ur die Weiterentwick,ung von Emis- 
^   Sminderungstechniken einzusetzen. 
20o5

le Abwasserabgabe darf bis zum Jahr 
rw aucn gegen Investitionen zur Sanie- 
Werj

an<lerer Einleitungen verrechnet 
gen jtn' Wenn diese im Beitrittsgebiet lie- 
njng f.amit spricht sich die Bundesregie- 
Töpf 

Ur die von Bundesumweltminister 
abgaLr Scnon seit längerem befürwortete 
lung erechtliche Kompensationsrege- 
ScheiHUS Jeder Ein,eiter kann also ent- 
geht en'verb,e»bende Abgabeschulden 
dern f'n die Staatskasse zu zahlen, son- 
ieüe 

Ur.den Gewässerschutz in den 
% rv   Landern einzusetzen. 
?eld n      desre8ierung regt an, ergän- 
ze Nj0°ch eine Reihe anderer Punkte in 
hen. [) ^. erungsdiskussion einzubezie- 
Sei» der i-ler aber sehr stark die Interes" 
Gesprä Vender betroffen sind, soll erst in 
abgestj 

nen mit den Landesregierungen 
chem u

mmt werden, ob und ggf. in wel- 
Novelii mfan8 noch ein zusätzlicher 

erungsbedarf gesehen wird. 

Länder in der Pflicht 
Der von der Bundesregierung verab- 
schiedete Gesetzentwurf zur Abwasser- 
abgabe ist eine gute Grundlage für 
eine Umwelt-Solidaraktion zugunsten 
der jungen Bundesländer. 
Nun stehen die alten Bundesländer in der 
Pflicht, dem Gesetz im Bundesrat zuzu- 
stimmen. Die neue Regelung ermöglicht 
vor allem, daß ein Unternehmen die 
Abwasserabgabe für den Gewässerschutz 
in Ostdeutschland einsetzt, statt sie in die 
Staatskasse zu zahlen. 
Eine derartige „Kompensationslösung" 
hatte die Bundesregierung schon 1990 
vorgeschlagen. Damals fand sich dafür 
im Bundesrat jedoch keine Mehrheit. 
Heute nun müssen insbesondere die 
SPD-geführten Länder den Worten von 
der Solidarität mit den jungen Bundes- 
ländern endlich Taten folgen lassen. 

Johannes Gerster, stellvertretender Frak- 
tionsvorsitzender der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: Schließlich ist es derzeit 
sinnvoller, mit einer Million Mark Ton- 
nen von Schadstoffen aus der Elbe zu 
holen als einige Milligramm von Schad- 
stoffen aus dem Rhein. 

Einigung beim Asylverfahrensgesetz 
Ä^hluß der Gespräche der 
Und sp{lei1 von CDU/CSU, FDP 
erklär    Zum Asylverfahrensgesetz 
der cm  die Verhandlungsführer 
EtynY^/CSU-Bundestagsfraktion 

*e>thn      SChewski und Wolf8ang 
°ie veru 
nen Sin . andlungsführer der Fraktio- 
nen D 

ubereingekommen, daß 
<Ht !* Bul 

Staat 
garien und Rumänien auch 

:en Polen, die Tschechische 

Republik, die Slowakische Republik 
sowie Ungarn sichere Herkunftsländer 
werden sollen. 

Um eine Umgehung der Drittstaaten- 
regelung zu verhindern, wurde klarge- 
stellt, daß der Antrag eines Bewerbers, 
der seinen Reiseweg über einen siche- 
ren Drittstaat verheimlicht, als offen- 
sichtlich unbegründet behandelt wird. 
Sein Antrag kann damit im verkürzten 
Verfahren geprüft werden. 
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Investitionserleichterungsgesetz 

Wohnbauland soll in Zukunft 
schneller zur Verfügung stehen 
Wohnbauland wird zunehmend zu 
einem Engpaßfaktor für den Woh- 
nungsbau. Im Rahmen der Beratungen 
um das Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz, das u.a. zum Ziel 
hat, Verfahren zu beschleunigen, muß 
die Gelegenheit genutzt werden, büro- 
kratische Hemmnisse im Genehmi- 
gungsverfahren abzubauen. 

Der Wegfall des im Gesetz vorgesehenen 
Zustimmungserfordernisses durch die 
höhere Verwaltungsbehörde im Bauge- 
nehmigungsverfahren stärkt die Eigenver- 
antwortlichkeit der Gemeinden, und 
Kreise in der Funktion der unteren Bau- 
rechtsbehörde. 

Außerdem sollte die Anzeigepflicht von 
Bebauungsplänen, die aus dem Flächen- 
nutzungsplan entwickelt sind, entfallen. 
Die Genehmigungsbehörde hat bereits 
bei der Aufstellung des Flächennutzungs- 
plans zu den wesentlichen Fragen im Flä- 
chennutzungsplanverfahren Stellung 
genommen, so daß eine weitere Prüfung 
entbehrlich wird. 

Dies trägt zu einer Entbürokratisierung 
und Entlastung der Kommunalverwaltun- 
gen sowie der Genehmigungsbehörden 
bei und erspart somit Steuergelder. Die 
Eigenverantwortung im kommunalen 
Bereich wird dadurch gestärkt. 

Die wieder ins Städtebaurecht des Bun- 
des einzuführende städtebauliche Ent- 
wicklungsmaßnahme dient der mittelfri- 
stigen Deckung eines erhöhten Bedarfs 
an Wohngebäuden, Arbeitsstätten und an 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen. 

Dabei wird nicht nur das Ziel verfolgt- ^ 
Flächen erstmalig zu entwickeln, sonde 

sie auch im Rahmen einer städtebauh- 
chen Neuordnung, z.B. bei Minder- un 

Fehlnutzung, einer neuen Entwicklung 
zuzuführen. 
Sie ist auch als Instrument der Umnut; 
zung bisher militärisch genutzter Bere'\- 
ehe (Konversion) oder von Industrie- 
Gewerbebranchen geeignet. fl 

„Wir wollen den Städten und Gemein 
mit der Übernahme der städtebaulich6 

Entwicklungsmaßnahme in das Daue 
recht des Baugesetzbuches ein Instru- 
ment an die Hand geben, das durch ei 

Von Peter Götz, Bericht- 
erstatter der CDU/CSU- 
Fraktion im Bauausschuß 
des Deutschen Bundestage8 

bedarfsgerechte Ausweisung von ^aü-f^ 
land Voraussetzungen für einen vers 
ten Wohnungsbau schafft und dam»'   j,. 
Deckung der erheblich gestiegenen 
nungsnachfrage beiträgt. . J 

Mit den eingebrachten Vorschlägen * 
den berechtigten Interessen der St*? 
und Gemeinden sowie der Grundstu 
eigentümer gleichermaßen Rechnung 
getragen und ein Mißbrauch zu Las 
der Eigentümer verhindert", begrün     ,t 
der Rastatter CDU-Wohnungsbaues^ 
und frühere Bürgermeister einen für 

Koalitionsfraktionen in die Beratung, 
des Ausschusses für Raumordnung' 
wesen und Städtebau des Deutschen 
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EG-Erweiterung 
Demokratiedefizits 
•e Erweiterung der Europäischen 

^e/neinschaft um Österreich, 
^ch\veden und Finnland sollte zu 

ner gleichzeitigen weiteren Demo- 
ratisierung der Gemeinschaft füh- 

'ese Ansicht vertritt der stellvertre- 
Q

nde Vorsitzende der CDU/CSU- 
j,   Ppe im Europäischen Parlament, 

ns-Gert Pöttering. Deswegen, so 
d.i \    ^-Europaabgeordnete, sollten 
trit      hl?.nd,ungen uber den EG-Bei- 
p    von Österreich, Schweden und 
haK0 d'e am '' Februar begonnen 
w   ®n» von einer Konferenz begleitet 

Qen, die die weitere Demokratisie- 
re zum Ziel hat. 

"lit H    ZU den Be'tr'ttsverhand'ungen 
K.Q    " drei Staaten> die von der 

per .m'.ss'°n geführt werden, könnten 
runS°nliche Vertreler der zwölf Regie- 

gschefs der Gemeinschaftsländer 

vom Abbau des 
abhängig machen 

Ergebnisse zum weiteren Abbau des 
Demokratiedefizits erarbeiten. Nach 
Auffassung von Hans-Gert Pöttering 
sind folgende Ziele vorrangig: 
• völlige Gleichberechtigung des 
Europäischen Parlaments mit dem 
Ministerrat bei der europäischen 
Gesetzgebung; 
• Weiterentwicklung des Ministerrats 
zu einer öffentlich tagenden Staaten- 
kammer sowie 
• Recht des Europäischen Parla- 
ments, Änderungen der EG-Verträge 
zuzustimmen bzw. sie abzulehnen. 
Da eine EG-Erweiterung der Zustim- 
mung des Europäischen Parlaments 
bedarf, sieht Pöttering gute Chancen, 
diese Ziele „im Interesse der Bürger 
Europas zu erreichen, wenn das Euro- 
päische Parlament seinen Standpunkt 
konsequent gegenüber den Regierun- 
gen vertritt". 

Un<iesta 'n lei2l   |
es eingebrachten Antrag zu der 

8eraten
er 2eit jn die öffentliche Kritik 

^aßna,    stadtebaulichen Entwicklungs- 

nahmeddtebauliche Entwicklungsmaß- 
öffentli u Jedoch nicht zur Sanierung 
V 'lch.er Kassen hen 

-Die 
h 
fe 

=tV' f    "' nassen nerangezogen wer- 
derunge        Peter Götz- -Alte SPD-For- 
[vertabSchriach einer totalen ,P'anungs- 

is»e! fyj     Pfung' bleiben in der Motten- 
tr,»ttiUn  ^

e,ne objektive Verkehrswerter- 
Grundsti u   die Grund,age fur eine 

nahl*en H      ewertun8 sein- Erzie,te Ein" 
hÜcksVerlrer Gemeinden aus Grund- 
^ckün *aufen sind ausschließlich zur 

sten wi     entwicklungsbedingten 
,ez-B. Planungs- und Erschlie- 

ßungsaufwand, Baureifmachung von 
Grundstücken usw. zu verwenden, wobei 
die neu geordneten baureifen Bauplätze 
vorrangig den früheren Eigentümern 
anzubieten sind", legt Götz seine Position 
gegenüber der Presse dar. 
„Bei einer fairen partnerschaftlichen 
Handhabung zwischen den Gemeinden 
als Verfahrensträger und den betroffenen 
Grundstückseigentümern kann die für die 
Gemeinden sehr interessante Möglichkeit 
zu einer beschleunigten Mobilisierung 
von Wohnbauland beitragen", hofft der 
Wohnungspolitiker aus dem Badischen 
auf die positiven Auswirkungen der städ- 
tebaulichen Entwicklungsmaßnahme zur 
Baulandbeschaffung. • 
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Zehn handfeste Vorteile für den 
Bürger durch den Binnenmarkt 
Am 1. Januar 1993 ist nach achtjähri- 
ger Vorbereitung der größte Markt der 
Welt für 340 Millionen Europäer 
in zwölf Ländern in Kraft getreten. 
Der Binnenmarkt ist nicht nur eine 
gute Sache für Unternehmen und die 
europäische Wirtschaft, sondern 
bringt auch handfeste Vorteile für 
jeden einzelnen Bürger: 

Zölle für den privaten 
Bedarf abgeschafft 
Mit dem Beginn des Binnenmarkts am 
1. Januar 1993 sind die Warenkontrollen 
für den privaten Bedarf innerhalb der EG 
völlig abgeschafft worden. Sie können 
nun überall in der EG Waren einkaufen 
und mit nach Hause bringen ohne Zoll 
zahlen zu müssen. 
Sie können bis zu 800 Zigaretten, 90 Liter 
Wein, 110 Liter Bier und 10 Liter Spiri- 
tuosen mit sich führen, weil dann davon 
ausgegangen wird, daß die Waren für 
Ihren persönlichen Bedarf sind. 

Keine Autoschlangen mehr 
an den Grenzen 
Ab dem 1. Januar 1993 sind die gewerbli- 
chen Warenkontrollen von den EG-Bin- 
nengrenzen in die Betriebe verlagert wor- 
den. Es gibt daher keine LKW-Schlangen 
an den EG-Binnengrenzen mehr. 
Mit der geplanten Ratifizierung des 
Schengener Abkommens soll Mitte dieses 
Jahres auch auf die noch verbliebenen 
stichprobenartigen Personenkontrollen 
innerhalb der Gemeinschaft verzichtet 
werden (Ausnahmeländer sind Däne- 
mark und Großbritannien). 

Fliegen wird billiger 
in Europa 
Ab dem 1. Januar 1993 sind die F,u^'je 
preise in Europa freigegeben. Wenn *> 
Ihre Tante in Paris oder Ihren Gescn 
partner in London besuchen wollen»    . 
lohnt es sich jetzt, auf billige Angebot* j, 
achten. Ab 200 DM können Sie nun na 

England, Belgien, Holland und Däne' 
mark fliegen, ab 300 DM nach Frank- 
reich oder Italien und ab 400 DM nac 
Spanien und Griechenland. Europa 
erleben, wird jetzt erschwinglich für 

jedermann. 

Zu 

Fliegen geht jetzt 
auch schneller 
Mit dem Binnenmarkt sind auch die 
Flugsicherungssysteme in Europa n      ,, 
nisiert worden. Die Flugstrecken k° 
durchschnittlich so um mehr als 10 ' 
zent verkürzt werden. Die erheblicne 

Verspätungen im Flugverkehr konn 
deutlich abgebaut werden. 
Eine zügigere Abfertigung von Flug öI,. 
senden bringt die Abschaffung von 
trollen für Handgepäck und aufge& . $ 
nes Gepäck bei innergemeinschaft" 
Flügen. Es gibt lediglich noch stichp 
benartige Sicherheitskontrollen. 

jjr 

Abschaffung von 
Devisenbeschränkungen 

u     nev»5' Noch vor wenigen Jahren gab es v 
beschränkungen in Frankreich und ^ 
lien, vor wenigen Tagen noch in lf     §K 
Das gehört nun der Vergangenheit' (ß 
dürfen nun so viel Geld innerhalb 

\V'e 

mitnehmen oder auch überweisen,     ^ 
Sie wollen. Nur noch in Spanien, p0 
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Sa] 
I , ^d Griechenland gibt es noch zeit- 
ig "efristete Übergangsregelungen. 

r* Keine Beschränkungen mehr 
"n Krwprh vnn ImtnrthiliAn 

%\\ 
Erwerb von Immobilien 

en Sie sich ein Häuschen im sonni- 
EG oÜden kaufen? - Kein Problem! Als 

-Bürger dürfen Sie nun ohne spezielle 
der p     s und Begrenzung Immobilien in 
nQ , ^ kaufen. Nur für Dänemark gibt es 

1 Ausnahmeregelungen. 
* freies Niederlassungsrecht 
Jj* auch für Rentner und 
^asionäre 

3S f    • 
Bjn  

reie Niederlassungsrecht ist mit dem 
Pen Pnmarkt nun auch für Rentner und 
kunp ?näre möglich. Einzige Einschrän- 
kt ,St' daß sie nicht auf Sozialhilfe des 
Wnues angewiesen sind, in dem der neue 
j£h*ort Hegt. 
^^un dürfen Sie überall 
Si '^riehen aufnehmen 
beSo ^ 

n ,nr Ferienhäuschen im Süden 
könn ^ Preisgünstig finanzieren. Nun 
AiigpL11 e m der EG das preisgünstigste 

ot suchen und wahrnehmen. Zum 
??Pielkön Und dort 

nen Sie nach London gehen 
sich ^""l einen Kredit aufnehmen und n darübe Pf, und >er freuen, wenn das britische 
Wir(j   ^

e8enüber der D-Mark abgewertet 
Verrin nd Si°h damit Ihre Schuldenlast 

Im Binnenmarkt können deutsche Ban- 
ken ohne weitere Genehmigung Zweig- 
niederlassungen im Ausland eröffnen. So 
können Sie in Zukunft an Ihrem Ferien- 
ort bei einer deutschen oder ausländi- 
schen Bank ein Konto in D-Mark halten. 

Steuerfreies Umziehen 
„Dreimal umziehen ist wie einmal 
abbrennen!" Dieser Spruch gehört inner- 
halb der EG nun auch der Vergangenheit 
an. Persönliche Gegenstände können seit 
Jahresbeginn durch Privatpersonen 
Steuer- und abgabenfrei beim Umzug mit- 
genommen werden. Dies gilt selbst für 
gebrauchte Autos, Wassersportfahrzeuge 
und Sportflugzeuge. 

LSfl Studieren grenzenlos 
in Europa 
Mit dem Beginn des Binnenmarktes brau- 
chen Studenten keine Aufenthaltserlaub- 
nis mehr im EG-Ausland. Einzige Ein- 
schränkung: Kein Sozialhilfeanspruch 
gegenüber dem Land, in dem der Stu- 
dienort liegt. Mit der gegenseitigen Aner- 
kennung der Diplome und der Berufsab- 
schlüsse kann es sich nun noch mehr aus- 
zahlen, im Ausland zu studieren. Ein Stu- 
dent kann z. B. zwei bis drei Jahre Ausbil- 
dungszeit dadurch einsparen, indem er in 
England bereits nach vier Jahren sein 
Studium mit einem Mastertitel 
abschließt. 

43000 neue Mietwohnungen in Ostdeutschland 
, durch Um- und Ausbau 
nü 

en neuen Bundesländern sind seit der Vereinigung 43000 neue Mietwoh- 
jede    • entstanden. Gleichzeitig wurden in 1,8 Millionen Wohnungen — also 
£us kVlerten Ostdeutschen Wohnung — Modernisierungen mit Hilfe von 
^reHUSSen ^es Bundes °der mrt Hilfe zinsgünstiger Kredite der bundeseigenen 
sinj '.

ansta't für Wiederaufbau vorgenommen. 18470 kommunale Wohnungen 
'sher mit Fördermitteln des Bundes privatisiert worden. 
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1992 war es 25 Jahre 
her, daß Konrad Ade- 
nauer starb. Aus diesem 
Anlaß wurde zur Erinne- 
rung an den ersten Bun- 
deskanzler der Bundes- 
republik Deutschland 
eine Gedenkmedaille 
herausgegeben. 
In Feinsilber 999, Spie- 
gelglanzprägung, 40 mm 
Durchmesser, 
23 Gramm, kostet das 
Exemplar einschließlich 
Etui und Mehrwert- 
steuer 80— DM. Hinzu 
kommen Porto- und Ver- 
sandkosten. 
Die Medaille ist zum 
Preis von 23,80 DM ein- 
schließlich Etui und 
Mehrwertsteuer (zuzüg- 
lich Porto- und Versand- 

kosten) auch in Bronze- 
Ausführung lieferbar. 
Der Durchmesser 
beträgt bei dieser Ver- 
sion 50 mm. 
Bestellungen bitte über 
die Union Betriebs- 
GmbH oder direkt bei: 

Bonner Werbe-GmbH. 
Postfach 1505, Kor»ra° 
Adenauer-Haus, 
5300 Bonn 1 
Telefon 
(0228)5307113, 
Telefax 
(0228)5307118 

Bürgernahe Politik - beispielhaft 
der Kreisverband Berlin-Treptow 

Von „Politikverdrossenheit" keine 
Spur — wenn Veranstaltungen gut 
vorbereitet und vor allem inhaltlich 
bürgernah gestaltet sind. 
Ein Beispiel dafür gibt der Kreisver- 
band Berlin-Treptow, der zur Diskus- 
sion über den Wissenschafts- und 
Technologiestandort Adlershof einlud. 
Ca. 250 Bürgerinnen und Bürger fan- 
den sich im Bunsensaal der ehemali- 
gen Akademie der Wissenschaften ein. 
In einer lebhaften Diskussion wurde 
die Zukunft des Wissenschafts- und 

Technologiestandortes mit dem Ben1' 
ner Senator für Wissenschaft und Fof' 
schung Prof. Dr. Manfred Erhardt 
erörtert. 
Die Auswahl der Thematik, des Re'f 
renten, des Veranstaltungsortes soWie 

die Einladung über Presse und Flug' 
blatt waren Grundlage für diese bei 
den Bürgerinnen und Bürgern sehr g 
angekommene Veranstaltung. 
Die CDU Berlin-Treptow will auch 
1993 ihre Arbeit auf diesem Niveau 
fortsetzen. 



%HÄF IGUNG UiD 5/1993  •  Seite 15 

^Jbeitsmarktpolitik in den neuen 
Rändern auch für Frauen erfolgreich 
In der 
lett K ain ^' Februar vom Bundeskabi- 
Gr0ße

eS^h,°ssenen Antwort auf die 
den ne Al,f r«ge zur Lage der Frauen in 
Uch, ,iU«n Bundesländern wird deut- 
^keitf-1130" w'e vor^'e Erwerbstä- 
^ert |,„JUr Frauen zentralen Stellen- 

licht g
e?end werden in einem bisher 

öüidf5 annten Ausmaß für die neuen 
aktive A kder Aufwendungen für die 
da$ n   rbeitsmarktpolitik gemacht. Für 
Mim JJshaltsjahr 1992 standen mit 36 
Höhe w-en DM Ge,der in doppelter 
8Un8 Dle für die alten Länder zur Verfü- 
ÖM in d

avon flössen allein 11 Milliarden 
dUng     ,e Förderung der beruflichen Bil- 

lon an   L 
j!aßnah     8ebotenen Qualifizierungs- 
^e'se r k n naben Frauen in besonderer 

tr%T       ch gemacht. Ihr Anteil 
a|lein ifqf enwärtig über 60 Prozent, 
a1 Porth ,Hhat eine ha,be Mi,,ion Frauen 
Hme  [ldungs- und Umschulungsmaß- 
ün8sbe    '8en°mmen. Die Weiterbil- 

^Uen B
re,tschaft von Frauen in den 

S wj     deslandern ist hoch. 
S'cht aJ[d ,hr,en auf mittlere und längere 
*n FachkeSl°hts des zeigenden Bedarfs 
Nere d     en zu8ute kommen. Insbe- 
Klstüng^e[stark expandierende Dienst- 
K chäftj       r bietet für Frauen gute 

er4nt 8Un8smöglichkeiten. 
S lag p1 der Frauen an AB-Maßnah- 
Sahr 36

nde '"2 bei 44,6 Prozent (im 
^ggehtn  Pr°zent). Die Bundesregie- 

s ?ei8en ^aV°n aus' daß d'eser Anteil 
$    n 8eänHerden kann- Nach dem inzwi_ 

en* sollen p    Cn Arbeitsförderungsge- 
A i!Preche H Uen an a,len Maßnahmen 

eitslo, °   lhrem Anteil an den 
ser« beteiligt werden. 

Immer mehr Frauen sehen in einer eige- 
nen Existenzgründung eine erfolgverspre- 
chende Alternative zu einer abhängigen 
Beschäftigung. Die Bundesregierung 
unterstützt Existenzgründungen mit 
umfangreichen Fördermaßnahmen 
(Eigenkapitalhilfe-Programm, ERP-Exi- 
stenzgründungsprogramme, Ansparzu- 
schüsse und Beratungsförderung). 
Zur Stärkung der Gründungsbereitschaft 
sind zudem die Programme in den neuen 
Bundesländern für eine Übergangszeit 
mit besonderen Förderkonditionen aus- 

Für die Frauen in den neuen 
Bundesländern gehört die 
Erwerbstätigkeit genauso 
unverzichtbar zu ihrer Lebens- 
planung wie die Familie. 

gestattet. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß etwa 40 Prozent von 
300.000 Existenzgründungen von Frauen 
vorgenommen worden sind. Dieser Anteil 
übertrifft den in den alten Bundeslän- 
dern, der etwa bei 33 Prozent liegt. 

Bundesfrauenministerin Angela Merkel: 
„Für die Frauen in den neuen Bundeslän- 
dern gehört die Erwerbstätigkeit genauso 
selbstverständlich und unverzichtbar zu 
ihrer Lebensplanung wie die Familie. 
Daran hat sich im Prozeß der Umstruktu- 
rierung der Wirtschaft nichts geändert. 
Ich bin deshalb froh, daß es bis Ende 
1992 gelungen ist, den Anteil von Frauen 
an AB-Maßnahmen auf 44,6 Prozent zu 
erhöhen. Ich werde mich weiterhin dafür 
einsetzen, daß diese Beteiligung ihrem 
Anteil an der Arbeitslosigkeit entspricht." 
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Lebensmittel im EG-Binnenmarkt 

Der Verbraucher muß wissen, 
was er kauft 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Europapolitik der CDU, 
Bernhard Sälzer, hat am 4. Februar 
den Beschluß „Lebensmittel im euro- 
päischen Binnenmarkt" vorgestellt, 
den der Bundesfachausschuß Europa- 
politik auf seiner letzten Sitzung 
gefaßt hat: 
Ein europäisches Lebensmittelrecht ist 
wesentlicher Bestandteil für die Verwirk- 
lichung des Binnenmarktes ab 1. Januar 
1993. Der Bundesfachausschuß Europa- 
politik stellt in diesem Zusammenhang 
folgende Forderungen auf: 
• Die Informationen der Verbraucher 
über die bestehende EG-Lebensmittelge- 
setzgebung und ihre Auswirkungen für 
die deutschen Verbraucher muß dringend 
intensiviert werden. 
• Das gilt auch für Informationen über 
die Lebensmittelkontrolle und die Mög- 
lichkeiten der Verbraucher bei Beanstan- 
dungen, insbesondere über ihre Rechte 
bei grenzüberschreitenden Transaktionen 
hinsichtlich Garantien, Reparaturen, 
Haftung und Führung von Prozessen. 
• Über die Bundesregierung im Minister- 
rat soll auf die EG-Kommission einge- 
wirkt werden, die noch fehlenden Stan- 
dards für Lebensmittelkontrollen 
schnellstmöglich zu erarbeiten, da erst 
durch sie ein einheitliches Kontrollni- 
veau in den Mitgliedsländern gewährlei- 
stet wird. 
• Der Verbraucher muß wissen, was er 
kauft. Inhalte und Zusatzstoffe von 

Lebensmitteln müssen europaweitve 

pflichtend angegeben werden. 
• Der Aufbau eines zentralen Daten

bl)(i£ 
pools über die Lebensmittelgesetzge   ,j. 
der 12 Mitgliedsstaaten und der Euf P 
sehen Gemeinschaft in allen 9 Amt#P 
chen sollte unterstützt werden, als v 

aussetzung für eine effektive Kontra   . 
der Lebensmittel in den Mitgliedssta 
• Es sollte eine Statistik aufgebaut u 
ein Erfahrungsbericht vorgelegt ^e     > 

Der Wegfall der Grenzkon- 
trollen bringt keine neue 
Lage, denn auch in der >e 
gangenheit gab es sie nur 
Veterinärbereich. 

über die Durchführung der Lebens 
kontrolle an den Außengrenzen «e 

Gemeinschaft. 
Erzeugnisse der Ernährungswirtsc f. 

sind besondere Produkte, die die ^ 
heit der Menschen beeinflussen KÖ jjl 
und Grundlage unserer Existenz S> ^ 
stellen besondere Anforderungen a ^ 
landwirtschaftliche Produktion, d»c j 
strielle Herstellung, die Ausgangs' .g5 

Inhaltsstoffe und die Verpackung- ß 
hat dazu geführt, daß in allen M^S ^ 
Staaten sehr ins einzelne gehende ^ 
Vorschriften zum Lebensmittelber 
entwickelt wurden, wozu auch s< 

ä^' nannte „Quasi-Regeln" wie Leits* 
zählen, die gerade im Lebensmitte 
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Topa-Aktion: 

» Wir sind das junge Europa u 

er Bundesvorstand der Jungen 
ruon startet in diesen Tagen mit 
•"reichen Materialien eine „Europa- 
ktion". Ziel sei es, einer falschen 

* ^opaverdrossenheit" entgegenzu- 
. ,r|(en, so JU-Bundesgeschäftsführer 
*Xel Wallrabenstein. 
Neben Aufklebern, Plakaten, Bleistif- 

Und Reprovorlagen für JU-Zeitun- 
sen werden Informationen 
^ Argumentationshilfen 

cnt zu kurz kommen: 

E^ter dem Motto „Kurs 
r°Pa" kann man den auf 

la?lletztenJU-Deutsch- 
natag verabschiedeten, 

tr 
roPapolitischen Leitan- 

dg anfordern, ebenso die 

Broschüre „Politik interessiert mich 
nicht". Weiterhin gibt es ein farbiges 
Rahmenflugblatt. 
Die Bestelliste kann jetzt angefor- 
dert werden bei der 
.JL-Bundesgeschäftsstelle 
Annaberger Straße 283 
5300 Bonn 
Telefax (02 28) 38 45 20 

WIR   SIND   D/AS   JUNGE 

EUROPA 
JUNGE UNION DEUTSCHLANDS 

rere fa 
es°nders zahlreich sind — meh- 

Auch      nd EG"Weit- 
beSon^

n d,e Lebensmittelkontrolle sind 
^echt yere ^ni°rderungen zu stellen. Zu 
WejSe ^

ntisieren Rechnungshöfe die teil- 
ten^ eil,ose Zersplitterung der Kompe- 
spieiSw .  Baden-Württemberg sind bei- 
^Ustän ,eise 5 verschiedene Ministerien 
^nters,

lg/ Chemische und tierärztliche 
Hygj    c"Ungsämter sowie universitäre 
V Die,pStitute tei,en sich die Aufga- 
bt nicht     ge sind getrennte Gutachten 
^issen pSelten unterschiedlichen Ergeb- 
lut dav.   lne effiz'ente Zusammenfassung 
H    not- 
Verbrau

tUn8en und Ängste der deutschen 
darauf *Tner richten sich im wesentlichen 
Gren*ko     Sich nach dem Wegfa" der 

^s QUa,
ntroIlen an den Binnengrenzen 
'täts- und Sicherheitsniveau der 

auf dem deutschen Markt angebotenen 
Lebensmittel verschlechtert. 
Hier ist klarzustellen, daß es auch in der 
Vergangenheit Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen nur im Veterinärbereich, 
d. h. bei lebenden Tieren, Fleisch, evtl. 
Eiern und Eiprodukten gegeben hat. Für 
weitergehende Kontrollen waren die 
Grenzübergangsstellen gar nicht ausgerü- 
stet. Darüber hinaus findet Lebensmittel- 
kontrolle nach wie vor und im bisherigen 
Umfang beim Vertrieb statt. 
Diese Kontrollen werden bereits seit Juli 
1992 und verbindlich ab dem 1. Januar 
1993 systematisch an den Ursprungsort 
der Erzeugung oder Herstellung verlegt. 
Die Lebensmittelkontrolle insgesamt fin- 
det in Zukunft vor Ort, d. h. in Deutsch- 
land in der Zuständigkeit der Bundeslän- 
der statt. • 
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Verunsicherung der Patienten durch 
intensive Aufklärung vermeiden 

nungsverhalten der Ärzte der Gesicht 
punkt der Wirtschaftlichkeit völlig vef'j 
nachlässigt wurde. Es wird geschätzt, 
im Januar etwa 20 bis 30 Prozent wen'* 
Arzneimittel auf Rezept verschrieben 
wurden als im Vormonat. Hier gilt de ,£( 

Grundsatz: sparen ja — aber nicht an 
falschen Stelle. 
Ich gehe davon aus, daß die Verord- 
nungspraxis im Januar auf große        u 
Unkenntnis seitens der Ärzte, aber au 
der Patienten, zurückzuführen ist. "e 

halb kann der sich immer weiter verS,. 
kende Unmut nur durch allumfassen 
und sachdienliche Aufklärung und ln 

mätion abgebaut werden. 
Emotionsgeladene Schuldzuweisunge^ 
die ihre Ursachen in einem überzogt 
Anspruchsdenken haben, helfen vveö ^. 
dem Patienten noch den anderen Be 

ten der gesundheitlichen Betreuung- 

Zur Verordnungsweise von Arzneimit- 
teln durch Ärzte erklärte die stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Maria Michalk: 

Das zum 1. Januar dieses Jahres in Kraft 
getretene Gesundheitsstrukturgesetz hat 
innerhalb der breiten Bevölkerung, wie 
aber auch bei Ärzten und Apothekern, zu 
Verunsicherung und Unmut über die ent- 
sprechenden Auswirkungen im Arznei- 
mittelbereich geführt. Das Erfordernis 
einer wirtschaftlichen Verordnungsweise 
des Arztes bedeutet keinesfalls, daß eine 
notwendige Versorgung der Patienten mit 
Arzneimitteln nicht mehr gewährleistet 
ist. Wer das Gesetz so auslegt, der muß 
sich den Vorwurf der bewußten Irrefüh- 
rung gefallen lassen. 

Nicht zu übersehen ist, daß in den ver- 
gangenen Jahren vielfach beim Verord- 

Neu: „Gesundheit für alle" 
Die Broschüre „Gesundheit für alle 
— Das Gesundheitswesen in der 
Bundesrepublik Deutschland", die 
das Bundesgesundheitsministerium 
herausgegeben hat, gibt einen 
Überblick über das Gesundheitswe- 
sen im vereinigten Deutschland. 

Sie zeigt den Aufbau unseres Gesund- 
heitswesens als Zusammenwirken 
einer Vielzahl von staatlichen und 
nichtstaatlichen Institutionen. Das 
Heft informiert über die Struktur des 
Gesundheitswesens, über den öffentli- 
chen Gesundheitsdienst und über die 
Berufe im Gesundheitswesen. Es 

erläutert die verschiedenen Bereiche 
der Gesundheitsversorgung und stel 
öffentliche Maßnahmen zur Aufkla' 
rung, Vorsorge und Erziehung im 
Gesundheitsbereich vor. 

Informationen zur Gesundheitsfar-; . 
schung und zu internationalen Akti 
täten runden die Broschüre ab. 

Die Broschüre ist kostenlos be» 
Bundesministerium für Gesun 
heit, Referat Öffentlichkeitsar- 
beit, Postfach 200129, W-53W 
Bonn 2, Telefon (0228) 941-0, 
erhältlich. 
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^ehof er und Krankenkassen einig: 
^neimittelbudget erfolgreich 
SeehJ? gesundheitsminister Horst 
GescL.®r und die Vorsitzenden und 
der K afts'ührer der Spitzenverbände 
Gesp-^lJ^kassen haben in einem 
den, Qac" über erste Erfahrungen mit 
leu ei 

esun<iheitsstrukturgesetz das 
"'s Frf8»eführte Arzneimittelbudget 

trfo»g bewertet. 
Essei 
nisatio6C'un8en> die Ärzte und ihre Orga- 

, °nen,di 
üni ,jje'  

azu zu bewegen, sich ernsthaft 
"<n /\rz^.?seit'8ung der Überversorgung 

gelunj 
§Une„„nen' die Kassenärztlichen Vereini- 

\:n» da2 

A   Best 

Aüsg^^ittelbereich zu bemühen, öle 
Mittel s

en der Krankenkassen für Arznei- 
*Uvvach,en mit weit überhöhten 
Marie lo»?16" von ca- 20 Milliarden 
,In Vero      auf über 26 Milliarden Mark 
D'ese f

ngenen Jahr gestiegen. 
^neu, .[^mittellawine sei bereits zu 
VerbrauchIWeltproblem geworden; nicht 
detn ^ü|, ^Arzneimittel landeten auf 
Schaftijch Uberf,üssige und unwirt- 
rtlüßten "

e Ärzneimittelverordnungen 
I eshalb vermieden werden. 

be
end unterrichtet 

fcenkasse,StKr Und die Verbande der Kran- 
nschrsni, etonten Jedoch, daß es keine 

Ndig n*:Ungen bei medizinisch not- 
Vr nf Arzneimitteln geben dürfe. In 
Po|itik einSlcht Wurde die Informations- 
8Un8en tmger Kassenärztlicher Vereini- 

ioi Visiert   \A~—u- J: r\ : 

!Htür^e8e,un8en des Gesundheits- 

sat %nen i,. s,ert- Manche dieser Organi- 
Überdie D tten die Ärzte irreführend 

8esetzes unterrichtet. In Rund- re'ben 
!eise der i? die Arzte werde fälschlicher- 
h   ^ Arflndruck erweckt, daß dem ein- 
B   %*n\ TT eine bestimmte Summe 

^r Vrf     Arzneimittelverordnun- 
ertügung stehe. 

Es sei deshalb zu begrüßen, daß sich die 
Vorsitzenden der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung inzwischen um eine Klar- 
stellung bemüht hätten. 
Der Bundesgesundheitsminister und die 
Spitzenverbände der Krankenkassen stel- 
len zu den im Gesundheitsstrukturgesetz 
getroffenen Regelungen folgendes fest: 
• Ein Budget für den einzelnen Arzt sei 
im Gesetz nicht vorgesehen. Das Arznei- 
mittelbudget sei eine Obergrenze für das 
gesamte Verordnungsvolumen aller Ärzte 
in den alten Ländern. Es sei abwegig, dar- 
aus einen Durchschnittswert pro Patient 
herauszurechnen, der nicht überschritten 
werden dürfe. 
• Die Ärzte seien verpflichtet, medizi- 
nisch notwendige Arzneimittel auf Kas- 
senrezept zu verordnen. Die ganz über- 
wiegende Mehrheit der Kassenärzte prak- 
tiziere dies. 
• Das Budget für 1993 sei auf der Basis 
des bereits überhöhten Ausgabeniveaus 
von 1991 — über 24 Milliarden Mark — 
festgesetzt worden. Darin sei noch ein 
finanzieller Spielraum wegen der steigen- 
den Zahl der Ärzte vorgesehen. Die 
Behauptung, die Ärzte müßten Einspa- 
rungen gegenüber dem Ausgabeniveau 
des Jahres 1991 realisieren, sei somit 
falsch. Allerdings müßten die Ausgaben 
des vergangenen Jahres, die wiederum 
stark gestiegen seien, in 1993 unterschrit- 
ten werden. Hierzu biete sich die Verord- 
nung kleinerer Packungen und preisgün- 
stigerer, aber qualitativ gleichwertiger 
Arzneimittel an. Auf offenkundig zweifel- 
hafte Arzneimittel solle verzichtet wer- 
den. Im übrigen könne die Beratung zu 
gesunder Lebensführung manches Arz- 
neimittel ersparen. • 
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Pressekommentar 

Wenig Zuversicht bei der SPD 
„Das neue Jahr hat begonnen, wie das 
alte aufhörte: Die Probleme sind die 
alten geblieben." Diese Bestandsauf- 
nahme von SPD-Bundesgeschäftsführer 
Karlheinz Blessing in der jüngsten Aus- 
gabe des „ Vorwärts" ist zwar auf die 
Bonner Koalition gemünzt, doch sie 
trifft mehr oder weniger auch auf die 
eigene Partei zu. 
Die SPD vermittelt weiterhin nicht das 
Bild einer kraftvollen Alternative, die 
aus dem Stand in der Lage wäre, selbst 
das Ruder zu übernehmen. Laut jüng- 
sten Meinungsumfragen sind rund zwei 
Drittel der Befragten mit dem Erschei- 
nungsbild der Sozialdemokraten unzu- 
frieden. 
Ähnlich wie vor einem Jahr beim Hick- 
hack um die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer agiert die SPD jetzt auch auf der 
Suche nach einer eigenen Position beim 
Sozialpakt wenig überzeugend. SPD- 
Koordinator Oskar Lafontaine zeigt 
dabei keine glückliche Hand. Trotz 
anderslautender Beteuerungen scheint 
der Partei- Vize intensiver mit der 
Abwehr der weiter zündelnden „Rot- 
licht"-Affäre an der Saar als mit den 
dringenden Parteigeschäften befaßt zu 
sein. 
In der Fraktion wird weiter ziemlich 
hemmungslos gegeneinander gekämpft 
und intrigiert. In der Außen- und Wirt- 
schaftspolitikfallen die Experten man- 
gels überzeugender Konzepte durch 
ständige Disharmonien auf. Häufiges 
Opfer von Attacken ist auch der Vorsit- 
zende Hans- Ulrich Klose. Was immer 
der Fraktionschef tut, eine halbe Hun- 

dertschaft der Abgeordneten ist stets 
dagegen. Die Motive sind dafür unt 
schiedlich. Einige verübeln Klose, de* 
sich im Mai zur Wiederwahl stellen 
muß, immer noch, daß er sie durch & 
Fraktionsreform von Erbhöfen vertrj 
ben hat. Andere verübeln Klose we'te,$ 
seine Rolle beim Zustandekommen <* 
A sylkompromisses. 
Nur selten Ermutigendes für die Ge 
sen dringt seit Monaten auch aus de 
Parteizentrale im Erich-Ollenhauer- 
Haus. Jeden Montag treffen sich dof 

Präsidium oder Parteivorstand. 
Anschließend präsentiert meist 
Geschäftsführer Blessing die meist 
wenig überraschenden Ergebnisse-    ^ 
Besonders den Parteivorsitzenden >>) 
Engholm, so ist zu hören, nervt zun 
mend diese Form der „Sitzungsdetn0 

kratie"- 10 Auch das parteiinterne Gegrumme1 

Engholm hört nicht auf. Die Spit&J 
pularitätswerte ihres Vormanns in» 
Bevölkerung beeindrucken nicht a'1 , 
der SPD. Der Vorsitzende sei einfaCT^ 
zu wenig in Bonn präsent, wird a^1 .. ^ 
figsten gemäkelt. Angekreidet wird   ^ 
auch, daß er noch kein Regierungsj 
auf die Beine gestellt hat. Ganz sei1 

treten solche Kritiker offen hervor. 
Doch unter der Hand werden fieiß^p 
Zweifel genährt, ob Engholm die " 
1994 aus der politischen Wüste fahT,r0\. 
wird. Angeblich ambitionierte ^aC^ 
gekandidaten wie Gerhard Schroo 
aus Niedersachsen oder Rudolf ^c 

ping aus Rheinland-Pfalz werden      .) 
bereits in Stellung gebracht. 
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'Probleme mit der Wirklichkeit": 

konfuses Erscheinungsbild der SPD 
W 
,u

e_r.heute nach dem Beitrag der SPD       telte SPD-Verhandlungsführer Lafon- *u ei      e nacn dem Beitra8 der 

den .ner Reihe von zukunftsentschei- 
enttä

en F|,agen sucht, sieht sich bitter 
Sprj^cnt- Gerade heute zeigt die 
nö(j i!•

1* ganze Führungsschwäche 
ents^?2Uverlässigkeit. „Die Führung 
an ej   Cnt n»cht den Bedingungen, die 
den«1? ^oderne Führung gestellt wer- 
HitpV j isiert das SPD-Präsidiums- 
sch! In Christoph Zöpel. (Westdeut- 
Seift ^'gemeine Zeitung, 5. 2. 1993) 
8elnd 

ptvorwurf lautet: „Man- 
le Professionalität." (Ebda.) 

kite d°,m und Klose sind zu soft"' wet" 
Ren   

le SPD-Altvordere Annemarie 
V°n d   "ihnen feh,t die nötiSe Kraft- 
mit H r

e"en reißt doch keiner die Partei 
Dje ^Bams, 31. 1.1993) 
aus j  

lt& an der SPD-Führungsspitze 
P0rde

n eigenen Reihen gipfelte in der 
eigenJ^g der Jusos u. a. aus Engholms 
stejn n

m Landesverband Schleswig-Hol- 
uid krfCh dem Rücktritt von Engholm 

M°Se(WamS, 17. 1.1993) 

^»eAuT — 
stell« ternat»ven der SPD 

><!lil!S!«zufrieden   _____ 
* stelltH "~~ 
Bürge      . r sozialdemokratische Bremer 
Rech» j eister Klaus Wedemeier zu 
^D" kaS "^onfuse Erscheinungsbild der 
Solid   ei       Verhandlungen über den 
^edem

Pakt fest- (Handelsblatt, 9.2.1993) 
SpD-fc     r Weiter: „Die bisher von der 
Altern

lJndestagsfraktion angebotenen 
fungsjj   Ven zum Föderalen Konsolidie- 
rung,.; H8ramm (FKP) der Bundesregie- 
(Ebda .nd n,cht zufriedenstellend." 
Jer 

Ja.) 

0n der Rotlicht-Affäre arg gebeu- 

telte SPD-Verhandlungsführer Lafon- 
taine erntete für seine Vorschläge vor der 
versammelten Bonner Presse nicht nur 
Hohn und Gelächter von den Journali- 
sten, sondern bezog auch Prügel aus den 
eigenen Reihen: „Man muß (Lafontaine) 
klarmachen, was wir wollen, und das 
muß er dann auch, bitteschön, tragen", 
forderte der Parlamentarische Geschäfts- 
führer Uwe Küster. (DS-Kultur, 
2. 2. 1993) Auch Parteichef Engholm 
mußte eingestehen: „Wir haben noch 
nicht alles, was vor allem ökonomisch in 
der Zukunft nötig ist, griffbereit." 
(FR, 29. 1. 1993) 

SPD-Streit um Asylkompromiß 

Auch in der Asylfrage zeigt sich die SPD 
voller Widersprüche, die eine besorgnis- 
erregende Unberechenbarkeit der SPD 
offenlegen. Fraktionschef Klose hatte 
noch am 22. 1. 1993 erklärt: „Die SPD 
steht zum neuen Artikel 16a" (Handels- 
blatt) und weiter ausgeführt, die SPD 
habe auf die Festschreibung eines formel- 
len Junktims zwischen dem Inkrafttreten 
des neuen Asylparagraphen und den Ver- 
trägen mit Polen und der Tschechischen 
Republik verzichtet. Am 3. 2. jedoch galt 
dieses Wort schon nicht mehr. „Verträge 
mit Polen und Tschechen sind die Vor- 
aussetzung" für die Zustimmung der SPD 
zum neuen Asylrecht, pfiffen der hessi- 
sche Ministerpräsident Hans Eichel und 
andere den Fraktionschef wieder einmal 
zurück. (Frankfurter Rundschau, 3. 2. 
1993) 
So stellt die SPD die ihr mühsam abge- 
rungene Geschäftsgrundlage des Asyl- 
kompromisses immer wieder in Frage.   • 
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Die Stasi war kein Staat im Staat 
Ein riesiger, ja eigentlich nicht über- 
schaubarer Berg von zu leistender 
Arbeit lag im September 1992 vor 
unserer Enquetekommission. Mittler- 
weile ist uns deutlich geworden, daß 
wir diese Aufgabe in der uns zur Ver- 
fügung stehenden Zeit und mit den uns 
gegebenen Mitteln bis Sommer 1994 
nicht erfüllen können. 

Bei unserer bisherigen Aufarbeitung sind 
wir aber zum Beispiel zu der so wichtigen 
Erkenntnis gelangt, daß die Staatssicher- 
heit kein Staat im Staate innerhalb der 
DDR war. Sie war tatsächlich Schwert 
und Schild der Parteiführung, d. h. die 
Staatssicherheit hat einen erheblichen 
Teil ihrer Kraft nach innen gerichtet, 
zumindest ihre Aufgabe darin gesehen, 
die Macht der Regierenden zu erhalten. 
Und all diejenigen, die heute sagen, ich 
habe mit Offizieren der Staatssicherheit 
reden müssen, um Dinge verändern oder 
erreichen zu können, müssen sich heute 
fragen lassen, ob sie das tatsächlich muß- 
ten oder ob ihre eigentlichen Gesprächs- 
partner nicht tatsächlich die Regierenden 
dieser DDR gewesen sind. 
Die Arbeit unserer Kommission haben 
wir auf 6 Themenbereiche konzentriert: 
Sie betreffen 1. die Machtstrukturen der 
SED in der eigenen Partei, im Staat, in 
der Gesellschaft, im öffentlichen und all- 
täglichen Leben. 2. geht es um die Ideolo- 
gie und deren Einfluß auf alle Bereiche 
der Gesellschaft. Im 3. Themenbereich 
befassen wir uns mit dem Recht und der 
Justitz. Die innerdeutschen Beziehungen 
und die internationalen Rahmenbedin- 
gungen, die Kirchen und ihr Verhältnis 
zur Regierung sowie die Widerstände bis 
hin zur Friedensbewegung und schließ- 
lich zum Ende der DDR bilden die drei 
weiteren Schwerpunkte. 

Die Aufgabe unserer Enquetekommis- 
sion ist eine gesamtgesellschaftliche und 
gesamtdeutsche Aufgabe. Wir werden 
dieser Aufgabe nur gerecht werden kön- 
nen, wenn möglichst viele der Deutschen 
begreifen, daß sie bei dieser Aufgaben- 
stellung mit gefordert sind. Das können 
sie nicht einigen bürgerbewegten Grup- 
pen oder der Enquetekommission des 
Deutschen Bundestages alleine überlas- 
sen. Es müssen möglichst viele der Men- 
schen aus dem, was sie erlebt haben, was 
sie erfahren haben, Mitteilung machen 
oder es zumindest für sich selbst beden- 
ken und verarbeiten. 

Von Rainer Eppelmann, Vor- 
sitzender der Enquetekom- 
mission zur „Aufarbeitung 
der Geschichte und der 
Folgen der SED-Diktatur 
in Deutschland" 

Darum ist es uns wichtig, unsere Arbeit 
in die Öffentlichkeit hineinzubringen. 
Um zu informieren, um anzustoßen. 
Darum werden wir, wie es keine andere 
Enquetekommission des Deutschen Bun- 
destages bisher getan hat, insgesamt 30 
öffentliche Anhörungen durchführen. 
Öffentlich heißt, mit Zugang für jeden, 
der Interesse daran hat. Wir werden etwa 
90 Expertisen in den sechs Themenberei- 
chen erstellen lassen. 
Eine Frage, die uns immer wieder gestellt 
wird, speziell von ehemaligen DDR-Bür- 
gern, lautet „Warum befaßt Ihr Euch 
eigentlich nur mit der DDR? Ist das 
schon wieder die Mentalität der Sieger 
einer Gesellschaft über die Unterlege- 
nen? Müßte nicht so, wie über die DDR 
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nachgedacht wird, über die 45 Jahre in 
der alten Bundesrepublik Deutschland 
nachgedacht werden?" 

j^h meine, daß die Entscheidung des 
putschen Bundestages, die ja mit über- 
legender Mehrheit so beschlossen 
^°rden ist, zu Recht getroffen wurde: 
jjaß wir uns schwergewichtig mit dem 

eschäftigen, was innerhalb der Deut- 
schen Demokratischen Republik pas- 
Slerte. Natürlich fragen wir auch danach, 
Jochen Einfluß es von außen gegeben 
•jat- Deutlich sagen muß man allerdings, 
Qaß die Waldheimer Prozesse eben in 
j^chsen stattgefunden haben und nicht in 
^inland-Pfalz. Der 17. Juni in Ostber- 

in 'Mn Halle, in Magdeburg und nicht i 
JJe'delberg, Düsseldorf oder Hamburg. 

ie Verantwortlichen, die die Mauer 
8ebaut haben, die die Minen gelegt haben 
Und so weiter, die haben in Ostberlin 
re§iert und nicht in Bonn. Deshalb ist es 
•Jchtig, daß wir uns schwergewichtig mit 

eifl beschäftigen, was in dieser 
-geschlossenen Gesellschaft DDR" statt- 
fand. 

tyjgoft gefragt wird  

.ft wird auch gefragt, ob es denn jetzt 
n,chts Wichtigeres gebe. Ob wir nicht 
Jetzt den Aufschwung Ost viel stärker 
treiben müßten. Ob wir uns nicht 

^danken darüber machen müßten, wie 
rnehr Geld aufgetrieben werden kann, wo 
gespart werden kann, wo neue Arbeits- 
Plätze herkommen können, wie der Mit- 
elstand gefördert werden kann etc. Dazu 

muß man wissen, daß nicht einmal 20 
v°n 662 Bundestagsabgeordneten in die- 
5er Enquetekommission beschäftigt sind. 

Usätzlich zu ihrer ganz normalen Abge- 
0rdnetenarbeit. 

udem wären wir Deutschen dumm, wir 
eutschen im Osten und im Westen, 
enn wir unsere Vergangenheit nicht zur 

Kenntnis nehmen würden. Wir müssen 
sie so genau und differenziert wie nur 
möglich und so ehrlich wie nur möglich 
aufarbeiten, um unsere Lehren daraus zu 
ziehen. Für uns, für unsere Kinder und 
für unsere Enkelkinder. Ein Volk, das 
sich weigert, aus seiner Vergangenheit, 
aus seiner Geschichte zu lernen, wird die 
gleichen Fehler immer wieder machen. 

Wir stehen erst am Anfang 

Uns ist klar geworden, daß es in der 
gegenwärtigen Gesetzgebung der neuen 
Bundesrepublik Deutschland Lücken 
und Schwächen, z. B. im Blick auf die 
ideelle und materielle Aufarbeitung der 
Opferproblematik gibt. Ich denke da zum 
Beispiel an Zwangsdeportierte. Oder ich 
denke an diejenigen, die in zwei großen 
Aktionen 1952 und 1961 aus dem Grenz- 
gebiet der DDR zwangsausgegliedert und 
woanders hingebracht worden sind. Das 
sind zum Teil kleine Gruppen, die in der 
bisherigen Gesetzgebung nicht vorkom- 
men. 
An der Stelle wird dann auch noch ein- 
mal deutlich, daß es die eigentliche Auf- 
gabe dieser Enquetekommission ist, die 
Geschichte der DDR zur Kenntnis zu 
nehmen, politisch zu bewerten und dem 
Gesetzgeber, also dem Deutscher Bun- 
destag, Vorschläge für gesetzgeberisches 
Handeln zu unterbreiten. 

Ich hoffe, daß wir deutlich herausstrei- 
chen können, daß wir erst am Anfang der 
inhaltlichen Arbeit stehen und daß diese 
Aufarbeitung ungeheuer wichtig ist. Und 
daß sie von uns mit aller möglichen und 
notwendigen Intensität und Aufmerksam- 
keit betrieben und verfolgt werden muß. 
So sind wir in der Kommission über die 
Parteigrenzen hinweg einig, daß wir dem 
Bundestag der 13. Legislaturperiode wohl 
vorschlagen werden, die Arbeit dieser 
Enquetekommission fortzusetzen. • 
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Doppelte Staatsangehörigkeit 
bringt Rechtsunsicherheiten 
Zum aktuellen Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Staatsangehörigkeitsrechts der Aus- 
länderbeauftragten der Bundesregie- 
rung, Cornelia Schmalz-Jacobsen, 
erklärte der innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Erwin Marschewski: 
Der von Frau Schmalz-Jacobsen vorge- 
stellte Entwurf geht über die im Rahmen 
des Asylkompromisses aller Parteien vom 
6. Dezember 1992 vereinbarte Teilreform 
des Staatsangehörigkeitsrechts erheblich 
hinaus. Somit drängt sich der Eindruck 
auf, daß hier wieder einmal der Versuch 
unternommen wird, den nach langem 
Ringen gefundenen Asylkompromiß 
durch immer neue Zusatzforderungen zu 
belasten und auszuhöhlen. 
Dem erteilt die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion eine klare Absage, zumal die von 
der Ausländerbeauftragten erhobenen 
Forderungen nicht nur altbekannt, son- 
dern auch abwegig sind: 
• Der Vorschlag, Kindern ausländischer 
Eltern, die in der Bundesrepublik 
Deutschland geboren werden oder — 
wenn sie im Ausland geboren worden 
sind — zumindest ihren Lebensmittel- 
punkt bei uns haben sollen, automatisch 
mit der Geburt die deutsche Staatsange- 
hörigkeit zu verleihen, ist untragbar, weil 
er das Erfordernis der Integration des 
Ausländers und seiner Identifikation mit 
unserer Gesellschafts- und Staatsordnung 
vollkommen ignoriert. Wir halten deshalb 
unbedingt daran fest, daß Ausländer in 
jedem Fall eine bewußte und verantwort- 
liche Entscheidung darüber treffen sol- 
len, ob sie deutsche Staatsangehörige 
werden wollen oder nicht. 

Die über den Asylkompromiß hin3 * 
henden Erleichterungen der Einbuffi 
rung von Ausländern sind abzuleh^ 
die von der Ausländerbeauftragten 
sehenen Mindestaufenthaltszeiten 
(8 Jahre bzw. 5 Jahre bei Asylberecn^ 
ten) nicht hinreichen, um die für e'  ^ 
Einbürgerungsanspruch für alle A" 
der erforderliche Integration in uns 
Gesellschaft sicherzustellen. 
• Das Postulat einer generellen Z«•   } 
sung doppelter Staatsangehörige1 , 
inakzeptabel, weil durch die DopP i()t 
Staatsangehörigkeit ein Widerstrei    f. 
Pflichten und Rechten gegenüber!1 

Dem von der Ausländer^ 
auftragten vorgestellten » e 
wurf eines neuen Staats^ 
hörigkeitsrechts erteilt dl .,, 
CDU/CSU-Bundestagst*1 

tion ein klare Absage.      v 

& 4 
schiedlichen Staaten und RechtsoJ 
gen (z. B. im Hinblick auf die Wen   ,, 
pflicht) entsteht, Rechtsunsichern'j ^ 
etwa im Bereich des Familien- nn   J. 
rechts provoziert werden und ung   , 
fertigte Besserstellungen von ^v^t- 
staatlern gegenüber „einfachen 
sehen Staatsbürgern unvermeidb*   ^ 
wären. Schließlich würde die Bun

ti(/ 
publik Deutschland gegen intern ^ 
Vereinbarungen verstoßen, wür     J| 
Doppelstaatsangehörigkeiten ge 

zulassen. J 
Der von der Ausländerbeauftrag1 []}f 
gelegte Gesetzentwurf ist insges^l' 
riös, weil er suggeriert, CDU un 

J 
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Vorsitzender des EÄK Thüringen 
schlägt Landessektenbeauf fragten vor 

Arh Y°rsitzende des Evangelischen 
Jöeitskreises der CDU Thüringen, 
'arrer Klaus-Dietrich Hofmann, 

d  *a8t die Einrichtung eines Lan- 
tv^^enbeauftragten für das Land 
tilgen vor. 

AufV „^'8 fordert er eine stärkere 
ten *J?ning über die zahlreichen Sek- 
d ',. ,e vor allem in den jungen Bun- 

s'and 
Qerad 

ern verstärkt aktiv werden. 

Ori Ue >n einer Situation starker 
JUn ntlerun8slosigkeit seien vor allem 
für8.6 ansehen besonders anfällig 

,e vermeintlichen „Heilsbringer". 

Die betroffenen Eltern und Angehöri- 
gen wären, so Pfarrer Hofmann, den 
Beeinflussungsstrategien der Sekten 
vollkommen machtlos ausgeliefert. 
Auch Jugendämter und private Initia- 
tiven seien bei der Vielzahl neuer Sek- 
ten, die zudem ständig regionale Able- 
ger unter neuem Namen bildeten, völ- 
lig überfordert. Ein Sektenbeauftrag- 
ter könne hier koordinierend wirken. 
Zudem ließen sich gemeinsame Strate- 
gien gegen die Sekten erarbeiten. 
Betroffene Personen und Angehörige 
hätten einen kompetenten Ansprech- 
partner. 

^ef0r 
Slch notwendigen und sinnvollen 

Brur^j en des Staatsangehörigkeitsrechts 
ler HanHiVenveigert'so daß Jetzt ein aku" 
bas       

lun8sbedarf bestehe. 

% Bu
ef!nteil ist der Fall: So habe ich 

eiters h 
esminister des Innern, Rudolf 

?ebeten      its im Mai ,etzten Jahres 
atsan e'ne umfassende Reform des 

IS im Senöri8keitsrechts — insbeson- 
er Inte      b,ick auf die Verbesserung 

X v°r2ifkrat,0n hier ,ebender Ausländer 
Aehai»delt reit6n- Seiters hat sofort 

A 
beitse   Und eine ßund-/Länder- 

VgabfUPpe eingesetzt, die sich dieser 
•   ^nb^"161- Zudem sind wesentli- 

Agke'tsre tder Reform des Staatsangehö- 
Slk0rri    

ts' die jetzt im Rahmen des 
f.er<ien pr°misses bereits vorgezogen 
%zn '   U' m^ino !„:•:„*: ».u., 
VpSokor >nnte erreicht werden, daß 

NsErf 
%sanft°|'dernis der einheitlichen s0|[.      'fiPh^-:.!    .     .      _ gehörigkeit der Familie entfallen 

• Ausländern, die seit 15 Jahren rechtmä- 
ßig ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet haben, ein Anspruch auf 
Einbürgerung eingeräumt werden soll; 
dabei wird auf die bislang geltende Vor- 
aussetzung der Unbescholtenheit grund- 
sätzlich verzichtet; 
• Ausländer der zweiten und dritten 
Generation zwischen dem 17. und 23. 
Lebensjahr einen Anspruch auf Einbür- 
gerung erhalten sollen, wenn sie ihre bis- 
herige Staatsangehörigkeit aufgeben, sich 
seit 8 Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhalten und dort 6 Jahre lang eine 
Schule besucht haben; auch bei diesem 
Personenkreis wird der Grundsatz der 
Unbescholtenheit aufgegeben; 
• auch nichteheliche Kinder deutscher 
Väter die deutsche Staatsangehörigkeit 
erhalten, sobald die wirksame Feststel- 
lung der Vaterschaft erfolgt ist; 
• die Gebühr für die Einbürgerung er- 
heblich gesenkt wird (von 5.000 DM auf 
i.d.R. 500 DM, für Kinder 100 DM).    • 
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LANDWIRTSCj€ 

Agrarbericht 1993 

Umfassende Bewertung bäuerlich^ 
Leistungen ist überfällig 
Kennzeichnend für die Lage der deut- 
schen Landwirtschaft im abgelaufenen 
Wirtschaftsjahr 1991/92 (Juli 1991 
bis Juni 1992) ist außer einem ver- 
stärkten Strukturwandel eine gegen- 
über dem Vorjahr etwas günstigere 
Einkommenssituation. 

Dabei haben sich die Einkommen in den 
einzelnen Betrieben nach Produktions- 
schwerpunkt, Betriebsgröße und Standort 
unterschiedlich entwickelt. 
Bei den Einkommen zeigt sich wieder das 
Auf und Ab im mehrjährigen Verlauf. 
Der im Durchschnitt für die landwirt- 
schaftlichen Vollerwerbsbetriebe im alten 
Bundesgebiet errechnete mäßige Gewinn- 
anstieg von durchschnittlich rund vier 
Prozent im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
1991/92, das im Juni 1992 endete, — mit 
26 Prozent hatten die Veredlungsbetriebe 
den höchsten Gewinnanstieg, im Bereich 
der Dauerkulturen erreichte der Obstbau 
sogar ein Plus von 52 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr — hebt sich immerhin posi- 
tiv ab 
• von dem deutlichen Einkommensrück- 
gang (16 Prozent minus) im vorangegan- 
genen Wirtschaftsjahr 1990/91 und 
• von den vorgeschätzten unveränderten 
bis leicht rückläufigen Gewinnen im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr 1992/93. 
Egon Susset, agrarpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Dennoch hat sich der Einkommensab- 
stand zu anderen Wirtschaftsbereichen 
wieder ausgeweitet. Beim Einkommens- 
vergleich mit ihren Kollegen in den ande- 
ren EG-Staaten nehmen die deutschen 

Landwirte nach wie vor nur einen rfl 
ren Platz ein. 
In den neuen Bundesländern zeichij 
sich — auch wenn es noch keine vo 
repräsentativen Ergebnisse gibt — Jf*ff*" 
entsprechend den Betriebsformen d ^ entsprecnena aen Deineosiuiin*— $ 
renzierte Gewinnentwicklung ab. y ^ 
kenswert ist die günstige Gewinnst ^ 
für Einzelunternehmen und für Pef .^ 
gesellschaften und die dagegen den 
schlechtere Entwicklung der Einko* 
menslage der juristischen Personen^ 
der Regel LPG-Nachfolgebetriebe).^ 
zudem Eigenkapitalverluste aufwe' 
Hervorzuheben ist, daß staatliche W 
stungen einen beträchtlichen Einkü'   ^ 
mensbeitrag leisten. Bei den VoHer 

Einkommensabstand zu 
anderen Wirtschaftsberei" 
chen wieder ausgeweitet 

betrieben betrug der Anteil am ein   i$ 
trieblichen Gewinn in den alten Bü 

ländern 28 Prozent und in den neu 
Bundesländern sogar 70 Prozent d    j|- 
Gewinnes, aber auch bei Personen^ 
Schäften und juristischen Personen 
50 Prozent. , 
Der dargelegte weitere Rückgang / 
Anteils der Landwirtschaft an der g ,-( 
ten Wertschöpfung der Volkswirts J 
entspricht einer ausschließlich ÖK0^! 
sehen Betrachtung und spart die »ji ^ 
reine Agrarproduktion hinausge»i. 
vielfältigen Funktionen der Land $ 
schaft zu Unrecht aus. Eine umfaS 
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u iw   ^rauen-Union Niedersachsen 
^"Sachsen-Anhalt 
(fJ?Un8 " Gewalt in den Medien " 
*'t Angela Merkel), Wanzleben 
p'2- Frauen- Union Brandenburg 
, "^"Stammtisch mit FU Berlin, 
*erlin 

g ' °onner Theologisches Gespräch, 

y ' trauen- Union Niedersachsen 
j °'stand. Hannover 
** LV Rheinland- Pfalz 
l£ta»d. Mainz 
l(r '.y Sachsen-Anhalt 
ge*

lSVors./Geschäftsführer und 
choftsfuhrender Vorstand und Mini- 

2. TpSident' Magdeburg 
y ' Frauen- Union Schleswig-Holstein 
£*'«nd. Kiel 

$ondA Sachsen-Anhalt 
4 /- erdelegiertentag, Raum Dessau 

Bild      CDü B»"d 
ty.ungspolitischer Kongreß, 
s *sbaden 

iw ' Rheinland-Ffalz 
0r'forum, Mainz 

5./6. 3. Junge Union 
Bundesvorstand, Bonn 
5./6. 3. Frauen-Union Niedersachsen 
Landesdelegiertentagung, 
Braunschweig 
5./7. 3. RCDS 
Bundesdelegiertenversammlung, 
Königswinter 
6.3. LVSachsen-Anhalt 
Vorstand, Zerbst 
6.3. MIT Sachsen-Anhalt 
Delegiertentag mit Wahlen, 
Magdeburg 
8. 3. CDU-Präsidium 
Sitzung, Bonn, 9.30 Uhr 
8.3. CDU Bund 
Bundesfachausschuß Jugendpolitik, 
Bonn, 10.00 Uhr 
8. 3. CDU-Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn, 10.30 Uhr 
8.3. CDU Bund 
Bundesfachausschuß Wohnungsbau, 
Bonn, 11.00 Uhr 
8. 3. Senioren-Union Rheinland-Pfalz 
Vorstand, Mainz 
8.3. OMV 
Bundesvorstand, Bonn 

?ütl8en ng der '^wirtschaftlichen Lei- 

•^ichk1 Überfäl,ig und würde der 

'Sl der p       besser gerecht. Im übrigen 
Ke$entijr?duktionszvveig Landwirtschaft 

rnärm.     r Teilbereich der Agrar- und 
ber/^Wirtschaft. 

Je agr
8
a
rarbericht dokumentiert auch, daß 

Sehe   iUktUrelle Entwicklung in der 
°st ge   

n Landwirtschaft - in West und 

fehreitet p-Ufi8 ~ besch>eunigt fort- 
dwirts K,ner Zunahme der Zahl der 

Utlterneh
cnaftlichen Betriebe als Einzel- 

ltn0st   "Jen und Personengesellschaften 
glgantisch    8leichzeitigem Abbau der 

en Betriebe steht ein Rückgang 

der Zahl vor allem kleinerer Betriebe im 
Westen und damit verbunden die Ent- 
wicklung zu größeren Betriebseinheiten 
gegenüber. 

Für die Zukunft der deutschen Landwirt- 
schaft kommt es entscheidend darauf an, 
im Interesse einer vernünftigen Einkom- 
mensentwicklung die Märkte in Ordnung 
zu bringen und die Leistungsfähigkeit der 
Betriebe zu steigern. Die EG-Agrarre- 
form bietet eine Basis für die notwendige 
Rückführung der Produktion; der Erfolg 
hängt wesentlich davon ab, daß die 
Reformbeschlüsse in allen EG-Mitglied- 
staaten wirksam umgesetzt werden.        • 
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